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Mitarbeiterbeteiligung 

Die Wirtschaft befindet sich in einer Phase der 

Hochkonjunktur. Dennoch steigen die Löhne nicht 

in dem gleichen Ausmaß als es bei den Gewinnen 

der Fall ist. Im Gegenteil, große Konzerne neigen 

sogar dazu, im Rahmen einer so genannten 

„Optimierung“ Beschäftigte abzubauen.  

 

Die Schere zwischen Löhnen auf der einen und 

Gewinnen der Unternehmen auf der anderen 

Seite hat sich in den vergangenen 30 Jahren 

deutlich vergrößert (siehe Grafik: dargestellt 

werden die Anteile der Löhne und der 

Unternehmensgewinne am Gesamteinkommen 

aller Löhne und Unternehmensgewinne). Betrug 

1976 die Lohnquote - also der Anteil der 

Arbeitnehmerentgelte am Gesamteinkommen - 

noch 80 Prozent, sank sie bis 2005 auf den 

Tiefstand von 65,8 Prozent. Die Gewinnquote erhöhte sich im selben Zeitraum 

von 20 auf 34,2 Prozent. Anfang der 90-er Jahre war es zu einem kurzfristigen 

Anstieg der Lohnquote gekommen, allerdings ging es ab 1995 dann wieder 

bergab.  

Schätzungen von AK und WKÖ zur Folge sind in Österreich zirka 100.000 

Beschäftigte bei Großunternehmen und weitere 60.000 im KMU-Bereich an 

ihrem Arbeitgeber kapitalmäßig beteiligt (das sind ca. 6 % aller 

Unselbstständigen exklusive dem öffentlichen Dienst).  Die Vorteile einer 

Mitarbeiterbeteiligung liegen auf der Hand: Unternehmer können die Bindung 

der Beschäftigten an das Unternehmen steigern und eine Erhöhung der 

Identifikation der Mitarbeiter mit dem Unternehmen erreichen. Mitarbeiter 

können am Erfolg des Unternehmens partizipieren und spüren, dass ihre 

Arbeitsleistung und ihr Einsatz maßgeblich zum Erfolg des Unternehmens 

beitragen. Möglich wäre ein so genanntes „15. Monatsgehalt“. Dabei handelt es 

sich um Gewinnbeteiligungen, die sofort ausbezahlt werden können und 

steuerlich begünstigt sein müssen. Aus steuerlicher Sicht sollten Modelle im 

KMU-Sektor verstärkt begünstigt werden, und Modelle mit nachhaltigem 

Beteiligungscharakter ermöglicht werden. 

 

Spätestens im nächsten Regierungsprogramm müssen gesetzliche 

Rahmenbedingungen für die Mitarbeiterbeteiligung für die verschiedenen 

Unternehmensformen geschaffen werden! 

 

  

KMU=Kleine und 
mittlere Unternehmen 
 
Kleinunternehmen:  
 - bis € 10 Mio. Umsatz 
Mittelunternehmen:  
 - bis € 50 Mio. Umsatz 
 
WIFO = 
Österreichisches Institut 
für Wirtschaftsforschung 

Quelle: APA, Wifo, 
derstandard.at 
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Verbreitung der Mitarbeiterbeteiligung: 

 

Übersicht: 

 

Mobilität 

Leistbarer Führerschein & Liberalisierung der Fahrschulen 

In Österreich konnte sich ein Verdacht auf Absprachen bei den 

Führerscheinkosten unter den Fahrschulen erst kürzlich in Graz erhärten. Dort 

hat dies das Kartellgericht mit einem Bußgeldentscheid festgestellt. Jugendliche 

sind auf Mobilität angewiesen. Sei es aufgrund der beruflichen Veränderung 

oder der notwendigen Flexibilität im Leben. Mobilität schafft Freiheit. Deshalb 

ist es auch notwendig, dass der Führerschein leistbar wird. Die Kosten für den 

B-Führerschein und den L17 dürfen € 1.000 nicht überschreiten. Der Beruf 

Fahrschullehrer soll daher von den Fahrschulen losgelöst werden und dadurch 

die Fahrschulgründung nicht mehr von bestehenden Fahrschulen abhängig sein. 

Das würde auch für die Fahrschüler kostenmäßig deutliche Vorteile bringen. Die  

Wohnen 
& 

Einkommen

Starterwohnungen

Wohnbeihilfe

Jugendsparmodell

"Home sweet 
home"

Abflachung der 
Einkommenskurve

Mindestlehrlings-
entschädigung

Mitarbeiter-
beteiligung

Quelle: AK, WKÖ 
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Eine Einzelfahrt für 1 Person von  

Eferding nach Linz mit dem Bus (OÖVV) 

teilweise bestehende Monopolstellung der Fahrschulen wäre aufgehoben, und 

der viel zu hohe Preis für die Ausbildung würde sich selbst regeln. 

 

FS-Kosten in OÖ B L17 

Kosten € 1000,00 bis € 1500,00 € 1000,00 bis € 1650,00 
Maximale 
Preisschwankungen  

41% 19% 56% 17% 

 Insgesamt Im Bezirk Insgesamt Im Bezirk 
 

Anhand der Tabelle ist deutlich erkennbar, dass im regionalen Bereich die 

Preisschwankungen wesentlich geringer sind. 

 

Halbpreis-Ticket 

Für junge Menschen in Ausbildung bis zum 27. Lebensjahr muss es im 

Oberösterreichischen Verkehrsverbund (OÖVV) eine Halbpreis-Ermäßigung für 

jede Art von Fahrtickets geben. Momentan gibt es viele unterschiedliche Modelle. 

Lehrlinge zum Beispiel werden in nahezu gar keinem berücksichtigt. Darüber 

hinaus sind nur gängige Ausbildungsformen, wie der Besuch von Schule und 

Universität bei den Ermäßigungen berücksichtigt. 

 

Beispiel 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Studenten-Semesterticket 

Als Student muss man nicht nur im offiziellen Uni-Betrieb selbige häufig 

besuchen. Oft dauern Vorlesungen auch über diese Zeit hinaus oder es ist 

notwendig, noch Arbeiten abzugeben. Darüber hinaus dauert der Betrieb der 

Fachhochschulen oder Unis oft länger als die Gültigkeit der meist 4-monatigen 

Semestertickets für Studenten. Deshalb ist es notwendig, allen Studenten ein 

„echtes“ Semesterticket mit einer jeweiligen Gültigkeit von 6 Monaten zu 

gewährleisten. 

  

OÖVV-
Tarifbeispiel 

Ohne ÖBB-
Vorteilscard 

Mit ÖBB-
Vorteilscard 

Pensionist € 4,00 € 2,00 
Lehrling € 4,00 € 4,00 
Schüler € 4,00 € 4,00 
Student € 4,00 € 4,00 
Behinderter € 4,00 € 2,00 
Erwachsener € 4,00 - 

Quelle: 

 AK Führerschein Check 2007,  

www.ak-konsumenten.info 

Quelle: 

Oberösterreichischer 

Verkehrsverbund 
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Semestertickets zur Zeit: 

 

Ort WS SS Hauptwohnsitz 
Wohnsitz 
außerhalb 

Wenn kein 
Anspruch auf 
Fam.beihilfe 

Wien 
Okt-
Jan 

Mar–
Jun 

€ 50,50 
(zus. Monat 27,00) 

€ 100,00 € 128,50 

Linz 

Okt-
Jan 

Mar–
Jun € 50,00 

(Monatskarte  
€ 33,90) 

kein Angebot 
(Jahreskarte € 339) + 1 

Wahlmonat 

Graz 
Okt-
Jan 

Mar–
Jun 

€ 80,00 
(Monatskarte 

32,50) 
€ 80,00 

€ 130,00 
(4 Monatstickets 

Normalpreis) 
Ticketpreise 
nur für 1 
Zone 

Mitte 
Sep–
Mitte 
Feb 

Mitte 
Feb–
Mitte 
Jul 

€ 99,90 
 

€ 99,90 
€ 162,50 

(5 Monatstickets 
Normalpreis) 

Okt-
Feb 

Mar-
Sep 

€ 119,90 € 119,90 
€ 171,00 
(normales 

Halbjahresticket) 

Innsbruck 
Okt-
Feb 

Mar-
Jul 

€ 96,00 
(Monatskarte 

40,00) 
€ 96,00 € 245,00 

Salzburg 

Mitte 
Sep-
Mitte 
Feb 

Mar-
Jul 

€ 104,80 
(Kernzone) 

(Monatskarte  
€ 43,70) 

€ 104,80 
(Kernzone) 

€ 104,80 
(Kernzone) 

bis 27. 
Lebensjahr 

Klagenfurt 
Keine 

Semester-
angebote 

Nur Monatsticket um € 19,90 (= 
€ 119,40 für echtes Semesterticket, 
lediglich begrenzte Ticketanzahl um 
68,00 € durch Kooperation der ÖH 

mit der Stadt Klagenfurt (150 
Tickets) 

€ 274,00 
(Jahreskarte, 1 

Zone) 

 

Da Studierende ihren Hauptwohnsitz in der Regel während des Studiums in ihrer 

Heimat inne haben, soll eine Vergünstigung nicht mehr an den Wohnsitz 

gebunden sein. Auch eine Bindung an die Familienbeihilfe ist kontraproduktiv, 

schließlich soll es sich um eine Entlastung handeln. Um ein leistbares Ticket zu 

gewährleisten, darf es nicht mehr als € 80 kosten. 

 

4. Donaubrücke 

Die Wichtigkeit der 4. Donaubrücke für die Anbindung des Mühlviertels ist 

weitgehend bekannt. Um den Bewohnern und vor allem den Pendlern aus dieser 

Region den Zugang zum Zentralraum zu erleichtern, ist der Bau der 

Donaubrücke und der dazugehörigen Straßenanbindung eine zentrale Forderung. 

Der einfache Zugang zum Zentralraum ist auch für die jungen Menschen ein 

wichtiger Faktor im Bezug auf Freizeit, Wohnen und Beruf. Die Abwanderung aus 

dem ländlichen Raum ist gerade im jugendlichen Alter stark mit diesem 

Mobilitätsbedürfnis verbunden. In einer landesweiten Umfrage des Linzer 

Spectra-Insituts erachten 59 % der Befragten den Bau der vierten Linzer 

Donaubrücke und des Westrings als "äußerst wichtig" oder "sehr wichtig". 

Quelle: 

Spectra-Institut, OÖN 

Quelle: 

Verkehrsverbund Graz, 

Wiener Linien, Linz AG, 

Kärntner Linien, 

Innsbrucker 

Verkehrsbetrieben, 

Salzburg AG 
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Politische Bildung 

Politische Information und Aufklärung muss spätestens ab der 8. Schulstufe als 

eigenes Unterrichtsfach Bestandteil der Ausbildung sein. Ausgebildete Lehrkräfte 

kommen einem neu geschaffenen Lehramtsstudium der Politikwissenschaft. Bis 

ausreichend Lehrkräfte aus diesem Studium vorhanden sind, werden nach 

bisherigem Modell zum Beispiel Geschichtelehrer, allerdings in Zukunft mit einer 

notwendigen Zusatzausbildung, unterrichten. 

 

 Schulform Politische Bildung 
Primärstufe Volksschule Keine politische Bildung  

(Sachunterricht) 
Sekundarstufe 
I 

AHS Keine politische Bildung 
HS Keine politische Bildung 

Sekundarstufe 
II 

AHS Politische Bildung  
ab der 6./7. Klasse (ab 16) im Rahmen 

des Geschichtsunterrichts 
BHS Politische Bildung  

ab der 4. Klasse (ab 18) im Rahmen des 
Wirtschafts- oder Geschichteunterrichts 

BS Politische Bildung 
als eigenes Fach (ab 15) 

BMS teilweise politische Bildung 
ab der 3. Klasse 

Polytechnische 
Schule 

Politische Bildung 
als eigenes Fach (ab 15) 

 

 

Aufklärung 

Der Nationalrat hat mit deutlicher Mehrheit eine „Wahlrechtsreform“ 

beschlossen, die jungen Menschen zw. 16 und 18 eine neue und wichtige 

Mitbestimmungsmöglichkeit bietet: das Wahlrecht. Mit diesem Beschluss hat 

Österreich aber auch eine Verantwortung, nämlich die der politischen Aufklärung 

junger Menschen. Neben der schnellstmöglichen Umsetzung als Unterrichtsfach 

ist es gerade für die kommenden Wahlen notwendig, durch gesonderte 

Initiativen und Informationskampagnen auf die neue Aufgabe im 

gesellschaftspolitische Leben vorzubereiten. 

 

Übersicht: 

 

 

  

Junge & 
Politik

Mandate

Politische 
Bildung

Aufklärung

AHS = Allgemein 

bildende höhere 

Schulen, BHS = 

Berufsbildende höhere 

Schulen, BMS = 

Berufsbildende mittlere 

Schulen, BS = 

Berufsschulen, HS = 

Hauptschulen 
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Globalisierung 

& Ökologie 

Wenn man die Weltbevölkerung auf ein Dorf mit 100 Einwohnern reduziert, 

ergibt sich dabei folgende Zusammensetzung:  

61 Asiaten,  

11 Europäer,  

14 Amerikaner (Nord-, Zentral- und Südamerikaner) und  

14 Afrikaner. 

Es gäbe: 

- 50 Frauen und 50 Männer 

- 18 wären Analphabeten 

- 29 wären unter 15 Jahren. 7 Dorfbewohner wären älter als 65 

- im Durchschnitt bekäme jede Frau 3 Kinder 

- von den 26 Frauen, die zw. 15 und 49 Jahre alt sind und in einer -  

   Partnerschaft leben, wenden 14 eine moderne Verhütungsmethode an 

- Jährlich würden 2 Kinder auf die Welt kommen und ein Bewohner würde  

   sterben 

- 19 Menschen müssten von weniger als 1 US $ pro Tag leben 

- 12 Menschen hätten zu wenig Wasser 

- 13 würden hungrig zu Bett gehen 

- 40 fehlt es an grundlegenden sanitären Anlagen 

- 15 Menschen würden mehr als die Hälfte des CO2-Ausstoßes  

   verursachen 

- 11 Menschen hätten ein Auto 

- 9 hätten einen Internet-Anschluss 

Wenn man die Welt auf diese Weise betrachtet, wird das Bedürfnis nach 

Akzeptanz und Verständnis für eine erfolgreiche Weltgemeinschaft offensichtlich. 

Die Globalisierung ist eine der größten Herausforderungen der Zukunft. Die 

Junge ÖVP bekennt sich zum Global Marshall Plan, der in den 5 Phasen eines 

besseren weltweiten Ordnungsrahmens, einer nachhaltigen Entwicklung, 

einer Überwindung der Armut, des Schutzes der Umwelt, der Gerechtigkeit 

und in der Folge eines neuen Weltwirtschaftswunders aufgebaut ist. 

Globalisierung kann allerdings nur aus der Regionalisierung funktionieren.  

  

Quelle: 
UNICEF, UNO, OECD, 
DSW-Datenreport, 
www.paxhumana.info 

DSW = Deutsche 
Stiftung 
Weltbevölkerung 
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Die folgenden vier regionalen Säulen sind Voraussetzung für die überregionale 

Globalisierung: 

 

• Lebensqualität und Gemeinschaft 

z. B.: Vereinsleben, Gastronomie, Kirche, Infrastruktur (Gehsteige, etc), 

Strukturen der Nähe (Bäcker, Wirt), Partizipation (Bürger einbinden) 

 

• Kultur und Identität 

z. B.: Brauchtum, Heimatkunde, Kulturtage im Ort, Veranstaltungen 

 

• Arbeit und Wirtschaft 

z. B.: Betriebe im Ort, Stärkung der KMUs, Pendler, Entwicklung, 

Eigenproduktion 

 

• Umwelt und Natur 

z. B.: Thermische Sanierung, Förderung erneuerbarer Energien, Wander- 

und Radwege, landwirtschaftliche Betriebe im Ort, Naturerholungsgebiet, 

Grünbereiche 

 

Die JVP initiiert in den 4 Säulen Projekte und Ideen für die Gemeinden. Dadurch 

wird der regionale Prozess der Globalisierung angeregt und kann die 

Voraussetzungen für eine Gestaltung der überregionalen Globalisierung schaffen. 
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Übersicht: 

 

Ökologie 

Wenn der Klimawandel wirksam gebremst und aufgehalten werden soll, muss es 

nach Ansicht der Jungen ÖVP zu radikalen Lösungen kommen. Dies kann nur 

dann funktionieren, wenn auch die Hauptverursacher von Treibhausgasen ihren 

Anteil an der Reduktion zu leisten bereit sind. In Österreich gilt es, die 

Abhängigkeit von fossilen Brenn- und Treibstoffen zu senken und diese durch 

erneuerbare Energieträger zu ersetzen.  

 

6 Maßnahmen für einen besseren Umweltschutz: 

1. Steigerung der Energieeffizienz in den Haushalten und beim Bauen 

2. CO2-Ausstoß des PKW und LKW Verkehrs verringern 

3. Anteil von erneuerbaren Energien steigern. Weiterer Ausbau der 

Wasserkraft notwendig. 

4. Forschung und Entwicklung von alternativen Energietechnologien 

vorantreiben 

5. Formen von dezentraler Energieerzeugung möglich machen und stärker 

fördern. 

6. Kilometerangabe bei Lebensmitteln einführen. Jedes Produkt soll mit der 

Angabe der zurückgelegten Kilometer auf Straße oder Schiene versehen 

werden. Damit kann der Konsument entscheiden, wie viel verbrauchte 

Energie er in den Einkaufskorb packt! 

 

Globalisierung

Global Marshall 
Plan

Ordnungsrahmen

Entwicklung

Bekämpfung der 
Armut

Gerechtigkeit

Weltwirtschafts‐
wunder

Globalisierung 
durch 

Regionalisierung

1. Säule: 
Gemeinschaft

2. Säule: 
Identität

3. Säule: 
Arbeit und 
Wirtschaft

4. Säule: 
Umwelt und Natur
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CO2-Emmissionen in Österreich: 

 

Jungfamilien 

 

Zuverdienstgrenze 

Wenn in Zukunft die Zuverdienstgrenze bei Bezug des Kindergeldes 

überschritten wird, dann muss nur mehr der Differenz-Betrag zwischen 

Verdienstgrenze und tatsächlichem Einkommen zurückgezahlt werden. Es wäre 

also nur fair, wenn auch die Kindergeldbezieher zwischen 2002 und 2007 nach 

dem gleichen Modell ihre Rückzahlungen leisten müssen und nicht das volle 

Kindergeld retour zahlen müssen. Dadurch kommt es nur zu sozialen 

Härtefällen. 

 

Kindergarten 

Ein Kindergartenjahr soll gebührenfrei angeboten werden. Um alle Kinder auf 

Schulreife-Niveau zu bringen, muss in einem bundesweiten Rahmengesetz eine 

Regelung für das Kindergartenjahr geschaffen werden. Nur durch einen 

Rechtsanspruch auf ein Gratis-Kindergartenjahr kann sichergestellt werden, dass 

niemand benachteiligt wird. Damit einhergehend soll die Finanzierung durch 

Bundeszuschüsse realisiert werden. Es ist sinnvoll vor allem Kinder aus 

bildungsfernen Schichten früh in den Lernprozess zu integrieren und ihre 

Potenziale zu fördern.  

17%

17%

26%

27%

8%
5%

Raumwärme

Energieerzeugung

Verkehr

Industrie

Landwirtschaft

Rest

Quelle: 
Bundesministerium für 
Land- und Forstwirtschaft, 
Umwelt und 
Wasserwirtschaft 
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Väterkarenz 

Unter „Karenz“ versteht man die Zeit, in der die Mutter/der Vater zu Hause 

bleiben kann, um das Kind zu betreuen, ohne dass der Arbeitsplatz verloren 

geht. Die Mutter/der Vater hat einen Rechtsanspruch auf die gleiche bzw. eine 

gleichwertige Arbeitsstelle, wenn sie/er aus der Karenz zurückkehrt. Anspruch 

auf Karenz haben Arbeitnehmer, Heimarbeiter, Beamte und Vertragsbedienstete 

des Bundes und des Landes. Die Bestimmungen gelten sinngemäß auch für 

Pflege- und Adoptiveltern. Die Zeiten einer Karenz werden nicht als Dienstzeit 

für Abfertigungsansprüche angerechnet. Für sonstige Ansprüche, die sich nach 

der Dauer der Dienstzeit richten (Kündigungsfrist, Entgeltfortzahlung im 

Krankheitsfall, Urlaubsausmaß) wird die erste Karenz im Arbeitsverhältnis bis zu 

maximal 10 Monaten angerechnet. Für öffentlich Bedienstete bestehen 

Sonderregelungen. Väter können zwar hierzulande, wenn sie wollen, in Karenz 

gehen, doch nicht einmal vier Prozent der Kindergeldbezieher sind derzeit Väter. 

Sie haben bisher aber auch keinen Anspruch auf eine bezahlte berufliche Auszeit 

unmittelbar nach der Geburt des Kindes. Das soll sich ändern und Väter 

zusätzlich die Möglichkeit haben einen Monat beim Kind zu sein. Dieses Modell 

gibt es beispielsweise bereits in Frankreich und Schweden, wo es sich als 

äußerst erfolgreich erweist. Dieser Monat gibt den Vätern die Möglichkeit in den 

ersten Wochen nach der Geburt genügend Zeit zu haben, um sich gemeinsam 

mit der Mutter auf die neue Rolle des Elternseins einzustellen. Er bietet aber 

auch die Möglichkeit, die Mutter in den ersten Wochen nach der Geburt, wenn 

sie sicher noch nicht 100prozentig leistungsfähig ist, zu entlasten. 

 

Familienentlastung 

Ein besonderes Augenmerk muss auf die (Jung-)Familien gerichtet werden, und 

deshalb ist es besonders wichtig, diese zu entlasten. Durch eine 80 %-ige 

Anhebung des Kinderabsetz- bzw. Unterhaltsabsetzbetrages auf zum Beispiel  

€ 1.080 (pro Jahr) würde zum Beispiel etwa eine Entlastung von € 40 pro Kind 

pro Monat bedeuten. Darüber hinaus sollen Kinderbetreuungskosten absetzbar 

sein (=Steuerentlastung). 

 

Familie und Ausbildung 

Nicht nur Familie und Beruf sollen ein Thema der Öffentlichkeit sein. Immer 

länger dauert in unserer Bildungsgesellschaft der Ausbildungsweg. Hierbei 

müssen die sozialen Voraussetzungen für eine Familiengründung während der 

Ausbildungsphase auch gegeben sein. Für viele Frauen kann es leichter sein, ein 

Jahr in der Ausbildung auszusetzen als danach im Berufsleben. Um das zu 

ermöglichen, ist eine entsprechende Unterstützung für studierende Eltern 

notwendig. Auch Betreuungsangebote an der Uni bzw. Hochschule müssen eine 

Selbstverständlichkeit sein. 

  



 

 

 
20/28 

1. Lehrjahr 

Mechaniker 

aus Attnang-Puchheim 

Übersicht: 

 

Arbeit und  

Ausbildung 

Das differenzierte Schulsystem, also die Primärstufe, Sekundarstufe I und 

Sekundarstufe II, muss in Österreich beibehalten aber weiterentwickelt werden. 

Ein besonderes Augenmerk liegt hierbei bei der Unterrichtsqualität, die nicht 

durch die Schulorganisation, sondern durch Maßnahmen im Bereich Unterricht, 

Schule und Ausbildung. Besonders wichtig ist uns auch eine Aufwertung der 

Lehre, die eine starke Ausbildung mit vielen Chancen ist, welche auch ein 

starkes Image verdient. Durch die Ausbildungsgarantie bis 18 setzen wir völlig 

neue Maßstäbe für die Zukunft! 

 

Internats- und Fahrtkostenübernahme 

Lediglich für rund zehn Prozent der derzeit etwa 126.000 Lehrlinge regelt der 

Kollektivvertrag, dass der Ausbildungsbetrieb die Internatskosten zu tragen hat. 

Das ohnehin sehr niedrige Gehalt der Lehrlinge darf nicht auch noch durch 

zusätzliche Internats- und Fahrtkosten belastet werden. 

 

 

 

 

 

Es bleiben nur mehr € 90,75 für 

etwaige Fahrtkosten und zum Leben! 

 

Jungfamilien

Zuverdienstgrenze

Kindergarten

Väterkarenz

Familienentlastung

Familie und Ausbildung

 Betrag 
Gehalt € 450,00 
Internatskosten € 359,25 
Summe € 90,75 
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Vertiefungsgruppen an Berufsschulen 

Gute Schüler an der Berufsschule haben die Möglichkeit, sich in 

Vertiefungsgruppen schneller weiterzubilden, als das im Regelunterricht der Fall 

ist. Ein entsprechendes Engagement wird im Zeugnis vermerkt. Dieses Modell 

hat sich bereits an einigen Berufsschulen in Linz und Gmunden bewährt. 

 

Zweiter Bildungsweg 

Der Zugang zum 2. Bildungsweg muss einfacher werden. Einerseits müssen für 

Lehrlinge und Gesellen kostenattraktivere Modelle geschaffen werden, darüber 

hinaus muss die Fachbereichsarbeit bei der Berufsreife berücksichtigt werden. 

Zur Zeit müssen in OÖ zum Beispiel für die Berufsreifeprüfung  - abzüglich aller 

Förderungen - etwa € 2500 investiert werden. 

 

Initiative „Perspektive Job – Jugend hat Vorrang“ weiterführen 

Die bestehende Lehrlingsinitiative von Landesrat Viktor Sigl, bei der junge 

Menschen, die keine Lehrstelle finden, speziell betreut werden, muss 

ausgeweitet und weitergeführt werden. Die Lehrlings-Initiative unterstützt auf 

vier Ebenen: 

1. Eine kostenlose Potenzialanalyse stellt Eignungen und Neigungen fest.  

2. Eigene JobCoaches der Jugendservicestellen des Landes OÖ begleiten und 

betreuen die Jugendlichen ganz gezielt und individuell vom Erstgespräch bis zum 

Ausbildungsstart.  

3. So genannte SeniorExperts (ehemalige Firmenchefs, Lehrausbildner, 

Berufsschullehrer, etc.) versuchen neue zusätzliche Lehrstellen zu akquirieren, 

indem Firmen gezielt kontaktiert und informiert werden und eng mit den 

JobCoaches zusammengearbeitet wird.  

4. Angebot von Zusatz- bzw. Förderunterricht bei großen Schwächen in 

Deutsch und/oder Mathematik. 

 

Turnus 

Nicht alle Lehrberufe werden in der Turnusform angeboten, und darüber hinaus 

gibt es eine unterschiedliche Dauer von acht bis zehn Wochen. Wir wollen, dass 

alle bestehenden Lehrberufe in der Turnusform angeboten werden. 

Berufsschüler hätten damit die Möglichkeit, sich in einem Stück auf die Lehre 

konzentrieren zu können. Weiters fordern wir eine Vereinheitlichung der 

Turnusdauer für alle Berufe auf 10 Wochen. 

 

Durchfallsquote senken 

Betrachtet man die Lehrabschlussprüfungsergebnisse, so stößt man auf 

erschreckende Zahlen. Im Lehrberuf Sanitär- und Klimatechniker fielen bei der 

Lehrabschlussprüfung mehr als 41 Prozent der Lehrlinge durch. Im übrigen 

Gewerbe liegt die Durchfallsquote bei rund 30 Prozent. Die Zahlen zeigen, dass  
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die Kontrolle der Ausbildungsqualität verbessert werden muss, um den 

Lehrlingen eine bessere Ausbildung mit dadurch niedrigeren Durchfallsquoten zu 

garantieren! 

 

Durchfallsquoten: 

 

 

Übersicht: 

 

  

Arbeit

Kosten

Vertiefungsgruppen

Zweiter 
Bildungsweg

Sigl-Initiative
Perspektive Job

Turnus

Durchfallsquote

Quelle: 
AK, WKÖ 
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Politische Bildung 

Politische Information und Aufklärung muss spätestens ab der 8. Schulstufe als 

eigenes Unterrichtsfach Bestandteil der Ausbildung sein. Ausgebildete Lehrkräfte 

kommen aus dem geschaffenen Lehramtsstudium der Politikwissenschaft. 

 

Mehr Wirtschaft und Recht 

Die Schule muss auf das Leben vorbereiten und deshalb auch Grundsätzliches im 

Bereich von Wirtschaft und Recht vermitteln, egal an welcher Schulform. 

Vertragsschlüsse und Finanzgrundlagen sind unabdingbar für den Start in das 

eigenständige Leben. 

 

Soft Skills 

In der modernen Berufswelt ist eine Grundausbildung im Bereich der Soft Skills 

Voraussetzung für Erfolg und Zusammenarbeit und wird häufig als 

Zusatzqualifikation gefordert. Deshalb muss eine Ausbildung in der 

Sekundarstufe II in den Bereichen Rhetorik, Konfliktmanagement und 

Präsentation verankert werden. 

 

Harmonisierung der Lehrerausbildung 

Derzeit ist die Ausbildung der Lehrkräfte an Gymnasien (AHS) und Hauptschulen 

völlig unterschiedlich. Dass mittlerweile aber zum Beispiel in Oberösterreich 

schon mehr als 60 Prozent der Maturanten aus der Hauptschule kommen, zeigt, 

dass dies in keinster Weise mehr zeitgemäß ist. Beide Ausbildungen haben ihre 

Vorteile. Hauptschullehrkräfte werden mit entsprechendem Schwerpunkt an der 

pädagogischen Hochschule ausgebildet und AHS-Lehrer  mit fachspezifischem 

Schwerpunkt an der Uni. Die Vorteile beider Ausbildungen müssen genutzt und 

verbunden werden, damit alle Schüler gleichermaßen von bestmöglich 

ausgebildeten Lehrkräften unterrichtet werden! 

Frühwarnung 

Mit „Nicht Genügend“ im Abschlusszeugnis können nur Schüler beurteilt werden, 

die auch eine Frühwarnung erhalten haben. Gekoppelt an die Frühwarnung 

findet ein persönliches Feedbackgespräch zwischen Lehrer und Schüler statt, bei 

dem Stärken, Schwächen und Lerndefizite herausgearbeitet werden. Außerdem 

wird in den Hauptfächern klassenübergreifend bzw. bei ausreichender 

Schüleranzahl ein Förderunterricht für die gefährdeten Schüler eingerichtet. 

 

1.Semester 

Frühwarnung 

2.Semester 

Frühwarnung 
Feedback-Gespräch Feedback-Gespräch 
Förderunterricht Förderunterricht 

 
„Nicht Genügend“ 
nur bei Frühwarnung 
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Soziale und psychologische Betreuung 

Dass Lehrer Noten dazu nutzen, Schüler unter Druck zu setzen oder ihnen gar 

zu drohen, ist leider bekannt. Hier zu verallgemeinern führt aber zu weit! Dass 

aber Lehrer zu diesem Mittel greifen, zeigt, dass es Konflikte gibt oder eine 

Überforderung da ist. Als Betreuungsangebot an der Schule soll ein externer 

Berater bzw. Psychologe hinzugezogen werden! Viele Konflikte entstehen in der 

Schule und wirken psychisch belastend, obwohl sie oft nicht unmittelbar mit dem 

Konfliktpartner in der Schule zusammenhängen. Beratung beugt vor, vermindert 

und verhindert diese Situationen und stellt damit eine Entlastung für alle 

Schulpartner dar. 

 

Klassenschülerhöchstzahl 

Für Qualität im Unterricht muss die Klassenschülerhöchstzahl auf maximal 25 

schnellstmöglich auch an den höheren Schulen realisiert werden. Darüber hinaus 

muss es eine Garantie der Umsetzung an Pflichtschulen geben. Ein Richtwert 

wird auf Dauer nicht reichen! 

Durch kleinere Klassen kann eine individuelle Förderung und Betreuung der 

Schüler ermöglicht werden. Die Rahmenbedingungen für projektorientierten und 

praxisnahen Unterricht wären geschaffen. Österreichweit sitzen mit Schulbeginn 

in 780 von 1200 ersten AHS-Klassen immer noch mehr als 25 Schüler in einer 

Klasse. Zwei Drittel der ersten Klassen in den Gymnasien haben mehr als 25 

Schülerinnen und Schüler. 

 

Schülersprechtage 

In selber Form wie der allseits bekannte Elternsprechtag soll auch ein 

Schülersprechtag einmal pro Semester stattfinden. Auf diesem Sprechtag 

können einzelne Schüler oder kleinere Schülergruppen zu ihren Klassenlehrern 

gehen und sich persönliches Feedback geben lassen bzw. über Probleme im 

Unterricht diskutieren. Schüler haben damit endlich auch außerhalb des 

Unterrichts die Möglichkeit, sich in einem Zweiergespräch Feedback von der 

Lehrkraft zu holen. Der Sprechtag soll eine zusätzliche Möglichkeit (zu den 

Lehrersprechstunden) für Schüler sein, um mit ihren Lehrern sprechen zu 

können und eine Basis für Feedback-Gespräche zu schaffen. 

 

Berufsinformation 

Ab der 7. Schulstufe, sowie in den letzten beiden Jahren muss an der Schule 

verpflichtend eine Berufsinformation für alle Schüler stattfinden. Durch 

bestmögliche Information können die Schüler eine basisreiche Entscheidung 

über ihren weiteren Ausbildungsweg treffen. Bereits jetzt gibt es an jeder Schule 

Lehrkräfte, die als Bildungsberater tätig sind. Für diese Tätigkeit muss es eine 

entsprechende Fortbildung geben.  

Quelle: www.oevp.at 
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Ausbildungsgarantie 

Durch eine Ausbildungsgarantie für alle bis zum 18. Lebensjahr unterstützen wir 

einerseits die Migranten, die dadurch nicht mehr so leicht im Bildungssystem 

„verloren“ gehen können, und andererseits garantieren wir jedem Menschen in 

unserer Gesellschaft ein Mindestmaß an Ausbildung und Berufsorientierung als 

Voraussetzung für Vollbeschäftigung. 

 

Übersicht: 
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Mitwirkende 

 

 

Helmut Kaiser 

Günther Weigerstorfer 

Christoph Jungwirth 

Julian Wolfsegger 

Mag. Simone Tischler 

Florian Fellinger 

Martin Oberndorfer 

Matthias Zwittag 

Roman Igelsböck 

Monika Dunzinger 

Carina Hüttmayr 

Peter Hießl 

Klemens Moßbauer 

Wolfgang Brandstätter 

Stefan Gangl 

Dominik Thauerböck 

Alexander Aschl 

Daniel Zeilbauer 

Thomas Stoiber 

Gunnar Rieger 

Robert Hager 

Hubert Brandmayr 

Alexander Wienerroither 
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